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Plangenehmigungsverfahren gem. § 18 b Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. 
§ 74 Abs. 6 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) für das Vorhaben „Rückbau der 
Weiche 30 mit Lückenschluss im Gleis 21 im Bahnhof Köln-Kalk-Nord“ 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gegen das von der DB Netz AG beantragte Vorhaben bestehen aus meiner Sicht keine 
grundsätzlichen Bedenken. Ich bitte jedoch bei der Genehmigung des Vorhabens folgende 
Belange zu berücksichtigen: 

 

Immissionsschutz 

Lärmintensive Bautätigkeiten sind grundsätzlich nur in der Zeit von 7:00 Uhr bis 20:00 Uhr 
gestattet. Während der Nachtzeit (20:00 bis 7:00 Uhr) sind lärmintensive Arbeiten verboten 
(Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge - Bundes-Immissionsschutzgesetz 
[BImSchG] - i. V. m. der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm, Ge-
räuschimmissionen). 
 
In begründeten Ausnahmefällen kann das Umwelt und Verbraucherschutzamt - Abteilung 
Immissionsschutz, Wasser- und Abfallwirtschaft -, Willy-Brandt-Platz 2, 50679 Köln, nach § 9 
Landes-Immissionsschutzgesetz (LImschG NRW) eine Ausnahmegenehmigung für Arbeiten 
während der Nachtzeit erteilen. Diese ist 10 Tage vor dem geplanten Arbeitsbeginn zu bean-
tragen. 

Bei Baumaßnahmen in Wohngebieten sind die Regelungen der 32. Verordnung zur Durch-
führung des BImSchG (Geräte und Maschinenlärmschutzverordnung - 32. BImSchV -) zu 
beachten, soweit Maschinen verwendet werden, die in dieser Verordnung genannt sind. 

 

Sofern baustellenbedingt Beleuchtungsanlagen errichtet werden, sind diese so einzurichten, 
dass Anwohner vor Blendeinwirkungen geschützt sind. 

 

Wasserwirtschaft 

Sollten im Rahmen der Bau- / Abbruch- / Aushubmaßnahmen 

• optisch oder geruchlich verunreinigte Abbruch- / Aushubmaterialien und / oder 

• andere gefährliche Abfälle angetroffen werden bzw. 

• durch die vorangegangene Nutzung entstandene, umweltrelevante Verunreinigungen 
(z.B. Ölkontaminationen) festgestellt werden (Geruch, Aussehen, etc.), 

ist die Stadt Köln, Umwelt- und Verbraucherschutzamt - Abteilung 572/Immissionsschutz, 
Wasser- und Abfallwirtschaft - unverzüglich zu informieren und die weitere Vorgehensweise 
abzustimmen. Im Regelfall ist vom Bauherrn ein Gutachter zu benennen, der die notwendi-
gen Untersuchungen zur Gefährdungsabschätzung durchführt und abschließend bewertet. 

 



Abfallwirtschaft 

Sofern Aushubmassen (z.B. Bodenaushub und / oder Bauschutt) auf dem Gelände wieder 
eingebaut werden sollen, ist gegenüber der Stadt Köln, Umwelt- und Verbraucherschutzamt 
– Abteilung 572/Immissionsschutz, Wasser- und Abfallwirtschaft - darzustellen, zu welchem 
Zweck die Massen eingebaut werden sollen (bautechnischer Nutzen) und ob die einzubau-
enden Massen geeignet sind (bautechnische Eignung). Darüber hinaus ist die Umweltver-
träglichkeit nachzuweisen. Gleichzeitig ist darzustellen, ob und ggf. welche Sicherungsmaß-
nahmen erforderlich sind. 

Nach Vorlage der o.g. Unterlagen wird seitens der Abteilung Immissionsschutz, Wasser- und 
Abfallwirtschaft entschieden, ob für den Wiedereinbau der Aushubmassen eine wasserrecht-
liche Erlaubnis gemäß §§ 2, 3, 7 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erforderlich ist. Der Umfang 
der Antragsunterlagen ist vorab mit der Abteilung Immissionsschutz, Wasser- und Abfallwirt-
schaft abzustimmen.  

Bei der Erstellung des o.g. Aushub- und Entsorgungskonzeptes sind durch den Bauherrn 
entsprechende Angaben zu machen. 

 

Der Beginn und das Ende der Baumaßnahme ist der Stadt Köln, Umwelt- und Verbraucher-
schutzamt - Abteilung 572/Immissionsschutz, Wasser- und Abfallwirtschaft -, jeweils eine 
Woche vorher schriftlich anzuzeigen. Vor Beginn der Baumaßnahme ist der vorgenannten 
Stelle die für die Maßnahme verantwortliche Person zu benennen. 

 

Die im Rahmen der Baumaßnahme entstehenden Abfälle sind so weit wie möglich zu sepa-
rieren und einer Wiederverwendung bzw. einer stofflichen Verwertung zuzuführen. Nicht 
verwertbare Abfälle sind ordnungsgemäß zu beseitigen. Für die Beseitigung / Verwertung 
von gefährlichen Abfällen sind die Vorschriften der Verordnungen zu den §§ 40 - 45 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes zu beachten. Für die Zuordnung von Abfällen zu 
einer Abfallschlüsselnummer sind die Vorschriften nach der Verordnung über das Europäi-
sche Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung -AVV-) maßgebend. 

Bei der Entsorgung von Abfällen zur Beseitigung sind die Anschluss- und Benutzungspflich-
ten der Abfallsatzung der Stadt Köln in der jeweils gültigen Fassung zu beachten (Download: 
www.stadt-koeln.de/Bürger-Service/Abfall). 

 

Sollte durch Entsorgungsengpässe eine Zwischenlagerung von kontaminiertem Material oder 
gefährlichen Abfällen über 72 Stunden hinaus erforderlich sein, so ist diese im Einzelfall mit 
der Stadt Köln, Umwelt- und Verbraucherschutzamt - Abteilung 572/Immissionsschutz, Was-
ser- und Abfallwirtschaft - abzustimmen; jedoch sind mindestens die folgenden Anforderun-
gen einzuhalten, damit keine Boden- und Grundwasserbeeinträchtigung zu besorgen ist: 

• Die verschiedenen Abfälle müssen getrennt voneinander gelagert werden. 

• Eine Lagerung darf nur auf befestigter (asphaltierter / betonierter) Fläche ohne Bodenein-
lauf, auf einer resistenten und flüssigkeitsdichten Folie oder in Containern vorgenommen 
werden. 

• Eine Beaufschlagung der gelagerten Materialien durch Niederschlagswasser muss aus-
geschlossen werden (z.B. durch Abdeckung mit einer beständigen Folie). 

• Die Lagerung ist arbeitstäglich vor Ort zu kontrollieren. Hierbei ist insbesondere auf die 
Dichtheit der Abdeckeinrichtung zu achten. Die Kontrollen sind in einem Kontrollbuch zu 
dokumentieren (Datum, Name des / der Kontrollierenden, ordnungsgemäßer Zustand des 
Lagers, Unterschrift). Das Kontrollbuch ist der Abteilung Immissionsschutz, Wasser- und 
Abfallwirtschaft auf Verlangen vorzulegen. 

• Das Abfallzwischenlager ist vor unbefugtem Zutritt zu verschließen. 



 

Gemäß der gemeinsamen Runderlasse des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz und des Ministeriums für Wirtschaft und Mittelstand, Energie 
und Verkehr vom 09.10.2001 können güteüberwachte Recyclingbaustoffe und industrielle 
Nebenprodukte außerhalb von Wasserschutzzonen von öffentlichen Trägern der Baulast 
verwertet werden. Für abweichende Fälle ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.  

 

Ansprechpartner für die Belange des Immissionsschutzes sowie der Wasser- und Abfallwirt-
schaft ist Herr Koslowski, Telefon (0221)221-24682. 

 

 

Stadtplanung / Umweltprüfung 

Die für den Rückbau vorgesehenen Gleisflächen sind auf Bodenverunreinigungen zu unter-
suchen. Durch den jahrzehntelangen gewerblichen Betrieb und auch aufgrund der gängigen 
Praxis der DB AG, wie z.B. zum Freihalten von Gleisflächen Pestizide einzusetzen, oder 
durch den Umgang mit Schmierölen u.ä., sind Verunreinigungen nicht auszuschließen. Der 
Rückbau der Gleise ist erst abgeschlossen, wenn die Flächen nachweislich nicht verunreinigt 
und unbedenklich sind.  

 

 

Diese Stellungnahme steht unter dem Vorbehalt der noch ausstehenden abschließenden 
Entscheidung des insoweit zuständigen Stadtentwicklungsausschusses der Stadt Köln, der 
nach Anhörung der Bezirksvertretung für den Stadtbezirk Mülheim frühestens in seiner Sit-
zung am 22.02.2011 über die Angelegenheit beraten kann. 

 

Die übersandten Planunterlagen sind vollständig wieder beigefügt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 

 

Angela Thiemann 


